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Vorwort

In der ersten Jahreshälfte 2024 ging ein demokratischer 
Ruck durch Deutschland. In Reaktion auf die Enthüllun-
gen über das Potsdamer Geheimtreffen extrem rechter 
Kreise und die dort diskutierten „Remigrations“-Pläne 
erlebte das Land die größten prodemokratischen Pro-
teste seiner Geschichte. Hunderttausende Menschen 
gingen deutschlandweit auf die Straße  – und gaben 
denjenigen Hoffnung, die sich seit langem für die Ver-
teidigung unserer Demokratie einsetzen.

Wer sind die Menschen, die in Ost und West für die 
Demokratie und gegen Rechtsextremismus demonst-
rierten? Was treibt sie um, was motiviert sie und was 
erwarten sie von Politik und Gesellschaft? Welche Ef-
fekte haben die Protestwellen und welche Perspektiven 
ergeben sich daraus für die Bildung starker Allianzen 
für eine plurale Demokratie?

Diese Fragen sind wir in Zusammenarbeit mit dem Insti-
tut für Protest- und Bewegungsforschung (ipb) in zwei 
Demonstrationsbefragungen in Hamburg und Dresden 
im Juni 2024 nachgegangen. Die Ergebnisse machen 
Mut und zeigen gleichzeitig auf, wo weitere Anstren-
gungen notwendig sind.

Die Proteste haben auf den unterschiedlichsten Ebenen 
positive Wirkung entfaltet und demokratische Struk-
turen und Anliegen gestärkt – von der Bildung breiter 
zivilgesellschaftlicher Bündnisse, über die Sichtbar-
keit rechtsextremer Gefahren und prodemokratischer 
Gegenstimmen im öffentlichen Diskurs bis hin zur kol-
lektiven Selbstermächtigung und zur Engagementbe-
reitschaft der Protestierenden. Diese Befunde machen 
Hoffnung in Zeiten, in denen europaweit extrem rechte 
Kräfte im Aufwind sind und die Debatte oft vom rech-
ten Rand getrieben scheint.

Jetzt gilt es, das positive Momentum der Proteste zu 
nutzen, um langfristig belastbare Allianzen zu schmie-
den, die breit mobilisieren und das Thema immer wie-
der auf die öffentliche Agenda bringen können. So 
erfreulich es ist, dass die Demokratie im Rahmen der 
Proteste vor allem von progressiven Kräften verteidigt 

wird, so wichtig ist es, in Zukunft auch weitere gesell-
schaftliche Gruppen, die ein Eintreten gegen Rechts-
extremismus befürworten, zu mobilisieren und einzu-
binden.

Auch politisch bieten die Studienergebnisse wichtige 
Handlungsimpulse. Damit die Zivilgesellschaft und das 
Bildungssystem die hohen Erwartungen erfüllen kön-
nen, die die Befragten in sie setzen, braucht es aus-
reichende und verlässliche Förderstrukturen. Gerade 
Vereine werden als sichere Orte gesehen, an denen De-
mokratie gelebt und verteidigt wird. Und nicht zuletzt 
unterstützen die Befragten weitreichende politische 
Maßnahmen gegen Rechtsextremismus.

Der Einsatz für unsere Demokratie ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe – so sehen es die Demonstrie-
renden. Und damit haben sie recht. Demokratie erfor-
dert den aktiven Einsatz von uns allen, wir müssen sie 
täglich leben und verteidigen. Denn, wie es eine De-
monstrationsteilnehmerin aus Hamburg so treffend auf 
den Punkt bringt: „Ohne Demokratie ist alles nichts.“ 
Wir hoffen, Sie finden in dieser Studie Anregungen und 
Motivation für diese wichtige Aufgabe. 

Unser herzlicher Dank gilt dem Institut für Protest- und 
Bewegungsforschung und den Autor:innen Nina-Ka-
thrin Wienkoop, Lisa Bogerts, Marco Bitschnau, Priska 
Daphi, Sebastian Haunss, Elias Steinhilper und Simon 
Teune für ihre hervorragende Arbeit, ihre fachliche Ex-
pertise, die professionelle Erhebung und Auswertung 
der Daten, die wissenschaftliche Einordnung der Ergeb-
nisse - und nicht zuletzt für die gute Zusammenarbeit. 
Herzlich danken wir auch Sabrina Zajak, Dieter Rucht, 
Sebastian Koos, Piotr Kocyba und allen Interviewer:in-
nen in Hamburg und Dresden für Ihre wertvolle Mitwir-
kung und die Unterstützung des Projekts.

Alina Fuchs 
Teamleiterin Demokratie 
Referat Demokratie, Gesellschaft & Innovation  
der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Auf einen Blick

Die Studie nimmt die Proteste gegen Rechtsextremis-
mus und für Demokratie in der ersten Jahreshälfte 
2024 in den Blick. Basierend auf zwei Demonstrations-
befragungen in Dresden und Hamburg im Juni 2024 
gibt sie einen Einblick in die Zusammensetzung der Teil-
nehmenden, ihre Motive und Erwartungen und erörtert 
erste Effekte der Protestwellen.

ZENTRALE ERGEBNISSE  
UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Belebung der zivilgesellschaftlichen Arbeit und 
neue Bündnisse
Die Proteste haben zu einer Belebung zivilgesellschaft-
licher Arbeit und zur Bildung breiter gesellschaftlicher 
Bündnisse beigetragen. Sowohl in Hamburg als auch 
in Dresden sind zu Jahresbeginn neue Strukturen und 
Bündnisse entstanden, die auch während der zweiten 
Protestwelle eine tragende Rolle spielten. 

Wer für die Demokratie auf die Straße geht
Die zweite Protestwelle fiel erwartungsgemäß kleiner 
aus als zu Jahresbeginn. Bei den Protesten im Juni zeigt 
sich aber eine Verstetigung des Engagements, die gro-
ße Mehrheit der Demonstrierenden hat auch schon 
an der ersten Protestwelle teilgenommen. Insgesamt 
mobilisierte die zweite Welle vor allem Menschen aus 
einem gut gebildeten, politisch in der linken Mitte ver-
orteten Milieu. 

Die Proteste als demokratischer Takt- und  
Impulsgeber
Zentrales Anliegen der Demonstrierenden war es, ein 
klares, öffentlichkeitswirksames Zeichen gegen Rechts-
extremismus zu setzen. Die Proteste haben maßgeblich 
dazu beigetragen, dass die Gefahren des Rechtsextre-
mismus und prodemokratische Gegenstimmen in der 
öffentlichen Debatte sichtbarer wurden und bildeten 
einen Gegenpol zur vielfach konstatierten diskursiven 
Rechtsverschiebung.

Stärkung von Selbstwirksamkeit und  
Engagement 
Die Protesterfahrung wirkte für viele Befragte als de-
mokratischer Aktivierungsimpuls. Gemeinsam mit 
anderen für die Demokratie auf die Straße zu gehen, 
stärkt Menschen in ihrem demokratischen Wir-Gefühl, 
in ihrem Engagement und in ihrem alltäglichen Einsatz 
für demokratische Werte. Nicht selten führt dies zu län-
gerfristigem zivilgesellschaftlichem, wenn auch nicht 
unbedingt parteipolitischem Engagement. 

Bedrohungslage Rechtsextremismus
Die Sorge vor dem erstarkenden Rechtsextremismus 
und das Gefühl, dass dieser nicht ernst genug genom-
men wird, treibt die große Mehrheit der Demonstrieren-
den um. Dabei greifen sowohl Erfahrungen im eigenen 
Umfeld als auch gesamtgesellschaftliche Erwägungen 
als Mobilisierungsmotiv. Die Befragten in Dresden füh-
len sich deutlich häufiger mit rechtsextremer Präsenz im 
Alltag konfrontiert als in Hamburg. 

Zivilgesellschaft, Bildung, Politik:  
Wer die Demokratie verteidigen soll
Obwohl die Befragten nur teilweise erwarten, dass ihr 
Protest unmittelbar das Handeln von Politik beeinflusst, 
ist ihr Vertrauen in Demokratie und politische Institu-
tionen sehr hoch. Die Verteidigung der Demokratie ist 
in ihren Augen eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
für die es vor allem eine starke Zivilgesellschaft und ein 
gut aufgestelltes Bildungssystem braucht. Sie erwarten 
aber auch von der Politik weitreichende Maßnahmen 
gegen Rechtsextremismus.

Neue Allianzen für die Demokratie?
Der Einsatz für eine plurale Demokratie erfordert belast-
bare Allianzen, die breit mobilisieren und immer wieder 
öffentliche Aufmerksamkeit für das Thema generieren 
können. Während auf der Organisationsebene im Zuge 
der Proteste breite Bündnisse entstanden sind, besteht 
die Herausforderung jetzt darin, ein breites gesellschaftli-
ches Spektrum zu mobilisieren. Dabei gilt es, auch Grup-
pen anzusprechen, die das Eintreten gegen Rechtsext-
remismus befürworten, den bisherigen Protesten aber 
eher ferngeblieben sind, z.B. Menschen mit niedriger 
formaler Bildung und aus bürgerlichen und konservati-
ven Milieus.



01 	  
Einleitung



7Friedrich-Ebert-Stiftung

Zu Jahresbeginn 2024 stand Deutschland im Zeichen 
der bislang größten Protestwelle seit Gründung der 
Bundesrepublik: Zwischen Januar und März beteiligten 
sich bundesweit über vier Millionen Menschen an einer 
Reihe von Demonstrationen und Kundgebungen gegen 
Rechtsextremismus. Ausgelöst wurden sie von einem 
Bericht der Rechercheplattform CORRECTIV über ein 
„Geheimtreffen” von Akteur:innen der radikalen Rech-
ten in einer Potsdamer Villa, auf dem auch die „Remi-
gration” deutscher Staatsbürger:innen mit Migrations-
geschichte diskutiert worden war. Doch obwohl die 
Empörung zunächst groß und der Gang auf die Straße 
allgegenwärtig war, schwächten sich die Proteste mit 
Beginn des Frühjahrs deutlich ab. In den Medien wur-
den sie zunehmend von anderen Themen verdrängt. 
Die Europawahl am 9. Juni mit den in neun Bundeslän-
dern am selben Tag stattfindenden Kommunalwahlen 
betrachteten nicht wenige Organisator:innen als güns-
tige Gelegenheit, um eine zweite Protestwelle anzusto-
ßen. Angesichts hoher Umfragewerte für extrem rechte 
Parteien wollten sie die Gefahren des Rechtsextremis-
mus erneut auf die politische Tagesordnung setzen. 

Diese zweite Welle erreichte mit geschätzt 170.000 
bis 240.000 Teilnehmer:innen1 zwar längst nicht die 
Größenordnung und Tiefenwirkung ihrer Vorgänge-
rin, dennoch fanden auch dieses Mal zahlreiche Ver-
anstaltungen deutschlandweit statt. Allein die Website 
des ausrichtenden Aktionsbündnisses verzeichnet über 
zweihundert Aktionen.2 Doch wer sind die Menschen, 

1	 Das Aktionsbündnis „Rechtsextremismus stoppen – Demokratie verteidigen“ gab „über 240.000 Menschen bei 265 Demonstrationen“  
an (vgl. https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/, 01.10.2024). Unsere Schätzung von 170.000 bis 200.000 Teilnehmenden  
beruht auf medial verbreiteten Zahlen von demokraTEAM (vgl. https://www.demokrateam.org/report/, 01.10.2024), und der Tagesschau 
(vgl. https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/demonstrationen-gegen-rechtsextremismus-104.html, 01.10.2024).

2	 Vgl. https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/weitere-staedte/ (01.10.2024). 

die für die Demokratie auf die Straße gingen? Was 
treibt sie um, und welche Wirkung erwarteten sie von 
den Protesten? Wo zeichnen sich Allianzen ab, und 
welche langfristigen Effekte sind von den Demonstra-
tionen für die Stärkung der Demokratie zu erwarten? 
Aus wissenschaftlicher Sicht sind Einsichten zu den 
Motiven, Einstellungen und soziodemografischen Cha-
rakteristika der Teilnehmenden besonders interessant. 
Solche wurden in systematischer Form für die erste Pro-
testwelle nur im süddeutschen Raum (vgl. Bitschnau/
Koos 2024) sowie jüngst in Angermünde (vgl. Rucht et 
al. 2024) erhoben. Die vorliegende Studie erweitert die-
se Befunde auf Basis einer repräsentativen Befragung 
von 534 Teilnehmer:innen der Großveranstaltungen in 
Hamburg (7. Juni) und Dresden (8. Juni). Zugleich ver-
sucht sie sich aber auch an der Beantwortung weiter-
gehender Fragen, etwa zur empfundenen Bedrohung 
durch Rechtsextremismus, zum Vertrauen in die Demo-
kratie, zu den Folgen der ersten Protestwelle und zur 
Lösungskompetenz, die verschiedenen Akteur:innen 
zugesprochen wird.

Demokratie stärken, Rechtsextremismus 
verhindern, Flagge zeigen – insbesondere  
vor der Europawahl. 
Teilnahmemotive einer Demonstrierenden  
in Hamburg, Juni 2024

https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/
https://www.demokrateam.org/report/
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/demonstrationen-gegen-rechtsextremismus-104.html
https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/weitere-staedte/
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Der Mobilisierungserfolg der ersten Protestwelle wur-
de unter anderem auf die breiten – wenn auch oftmals 
lockeren – Bündnisse zurückgeführt, die sich nach Ver-
öffentlichung der CORRECTIV-Recherche zum Pots-
damer Treffen deutschlandweit gebildet hatten (vgl. 
Rucht 2024). Insbesondere aufgrund der Beteiligung 
protesterfahrener und bereits seit längerem gegen 
Rechtsextremismus engagierter Organisationen und 
Netzwerke konnten sie in vergleichsweise kurzer Zeit 
eine beachtliche Zahl an Veranstaltungen abhalten und 
bewerben. Für die erneute Mobilisierung im Vorfeld 
der Europa- und Kommunalwahlen konnten die betei-
ligten Organisator:innen auf diese Strukturen und Er-
fahrungen zurückgreifen. Die Wahlen selbst boten zu-
dem eine geeignete Anlassstruktur: Anstatt über einen 
längeren Zeitraum zu mobilisieren, plante das im April 
2024 gegründete Bündnis „Rechtsextremismus stop-
pen – Demokratie verteidigen“3 Proteste rund um die 
Europawahlen zwischen dem 23. Mai und dem 8. Juni 
in insgesamt elf Großstädten. Dazu kam eine Reihe von 
lokal und regional organisierten Veranstaltungen. Die 
von uns untersuchte Demonstration in Hamburg wurde 
vom obigen Bündnis veranstaltet. Zur Demonstration in 
Dresden rief ein regionales Bündnis auf. Beide zeich-
neten sich durch eine große Bandbreite an beteiligten 
Organisationen aus. Digital wurden beide zudem von 
der Kampagnen-Organisation Campact unterstützt. 
Der Aufruf und die öffentliche Kommunikation zu 
den Protesten zeigten, dass die Veranstalter:innen be-
müht waren, das Gemeinsame zu betonen. So sollte 
für möglichst viele Initiativen, Bündnisse und Menschen 
ein Identifikationsangebot geschaffen werden. Anstatt 
konkrete Forderungen zu erheben, wurde die Signal-
kraft und Sichtbarkeit des Protests selbst herausge-
stellt.4 In beiden Fällen wurden Tausende von Menschen 
mobilisiert. Das war zwar deutlich weniger als noch zu 
Jahresbeginn, doch ist es nicht ungewöhnlich, dass 
die Beteiligung bei sich wellenförmig entwickelnden 
Protesten nach einer Mobilisierungsspitze abflaut. Die 
Form des Protests selbst blieb dagegen unverändert – 
wie zu Beginn des Jahres riefen die Organisationen 
zu Straßendemonstrationen auf. In Dresden wie auch 
in Hamburg fand der Protest als Straßenkundgebung 
und Demonstrationsmarsch mit genehmigter Laufroute 
durch die Innenstadt statt und war von einem geordne-
ten Verlauf ohne Ausschreitungen geprägt. 

3	  Vgl. https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/buendnis/ (01.10.2024). 

4	  Vgl. https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/aufruf/ (01.10.2024).

5	  Vgl. die Liste der Unterstützer:innen mit 240 Organisationen und Initiativen auf https://wir-sind-die-brandmauer-dresden.org/ 
(10.07.2024).

DRESDEN

Die Demonstration am 8. Juni 2024 in Dresden wurde 
vom Bündnis „Wir sind die Brandmauer Dresden“ aus-
gerichtet. Dabei handelt es sich um ein Aktionsbünd-
nis aus über 200 zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und Initiativen, die in Sachsen, aber überwiegend in der 
sächsischen Landeshauptstadt aktiv sind.5 Das Bünd-
nis gründete sich Ende Januar nach der ersten Groß-
demonstration in Dresden (21. Januar 2024) und orga-
nisierte im Februar zwei weitere große Proteste. Zu den 
Bündnispartnern gehören regionale und lokale Sek-
tionen großer Wohlfahrts- und Umweltverbände (z. B. 
Arbeiterwohlfahrt (AWO), Caritas und Bund für Umwelt 
und Naturschutz (BUND)) und Gewerkschaften (z. B. 
IG  Metall, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) und ver.di), religiöse Gemeinschaften (evangeli-
sche, katholische, islamische und jüdische) sowie diverse 
Orts- und Kreisverbände politischer Parteien (z. B. CDU, 
SPD, FDP, Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen) mitsamt 
ihren Jugendorganisationen. Weiterhin unterstützten 
Hochschulen ebenso wie einzelne Apotheken, Arztpra-
xen, soziale Einrichtungen, Museen, Kunstinstitutionen 
und Kulturvereine den Aktionsaufruf. Vertreten waren 
schließlich auch rein lokale Initiativen wie „Dresden 
Wi(E)dersetzen” und „Dresden für Alle” sowie Able-
ger politischer und aktivistischer Initiativen, darunter 
der „Christopher Street Day (CSD) – Dresden“, „Fridays 
for Future  – Dresden“ bzw. Riesa, die „Omas gegen 
Rechts – Sachsen“ und die „Seebrücke Dresden“.

Die Demonstration fand am Samstagnachmittag statt, 
dauerte etwa drei Stunden und gliederte sich in drei 
Teile: eine Auftaktkundgebung auf dem Theaterplatz, 
einen Demonstrationszug durch die Stadt sowie eine 
Abschlusskundgebung, die ebenso auf dem Theater-
platz abgehalten wurde. Neben der Moderation durch 
„Wir sind die Brandmauer Dresden“ gab es Redebei-
träge von Vertreter:innen des Vereins Campact  e. V., 
der Semperoper und diverser Initiativen aus der Re-
gion (Sächsischer Flüchtlingsrat, Zittau ist bunt, Motor 
Mickten) sowie Musikeinlagen. Vorab wurden in einer 
Pressemitteilung zusätzlich kurze Stellungnahmen der 
Stiftung Frauenkirche, des Unternehmensverbands 
„Wirtschaft für ein weltoffenes Sachsen“ (einem Zu-
sammenschluss von 139 lokalen Unternehmen) sowie 

https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/buendnis/
https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/aufruf/
https://wir-sind-die-brandmauer-dresden.org/


10 Teilnehmende, Motive und Effekte der Proteste gegen Rechtsextremismus im Juni 2024

von „Fridays for Future“ veröffentlicht. Neben den 
Bannern und Symbolen der oben genannten Gruppen 
waren bei den Protesten auch solche aus dem anarchis-
tischen und Antifa-Spektrum zu sehen. Nach unserer 
Schätzung nahmen insgesamt etwa 8.000  Menschen 
an der Demonstration teil.6 Schon im Verlauf der ersten 
Protestwelle hatte sich in Dresden zwischen Januar (mit 
30.000 bis 40.000 Teilnehmenden) und Februar (mit 
erst 30.000 und später 20.000 Teilnehmenden)7 eine 
erwartbar abnehmende Tendenz gezeigt, die sich nun 
im Juni fortsetzte.

HAMBURG

Auch an der Demonstration in Hamburg am 7.  Juni 
2024 war neben dem ausrichtenden Bündnis „Rechts-
extremismus stoppen  – Demokratie verteidigen“ eine 
Vielzahl an weiteren Organisationen und Bündnissen 
beteiligt. Mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
(DGB) Hamburg, „Fridays for Future – Hamburg“ und 
der evangelisch-lutherischen Nordkirche zeigten sich 
protesterfahrene und mitgliederstarke Akteure feder-
führend für die Organisation verantwortlich. Außerdem 
riefen neue Bündnisse zum Protest auf. Dazu gehör-
te etwa die Allianz „Go Vote – Unsere Stimmen sind 
laut“, ein Zusammenschluss von Museen, Konzerthäu-
sern, Clubs und Stadtteilzentren sowie von Verbänden 
und Initiativen, die sich nach der ersten Protestwelle mit 
dem Ziel zusammengeschlossen hatten, zu einer höhe-
ren Wahlbeteiligung beizutragen. Nach den Protesten 
Ende Januar war zudem das Bündnis „Klare Kante ge-
gen Rechts“ ins Leben gerufen worden. Es mobilisierte 
ebenfalls und besteht nach eigenen Angaben aus aktu-
ell über 100  Partner:innen aus Religionsgemeinschaf-
ten, antifaschistischen Gruppen, Menschenrechts- und 
Klimaorganisationen, aus nachbarschaftlichen Initiati-

6	 Diese Zahl ergab sich aus unserer unabhängigen Zählung und deckt sich mit der der Veranstalter:innen (https://www.rechtsextremis-
mus-stoppen.de/dresden/, 05.10.2024). Die Polizei veröffentlichte keine konkreten Zahlen und sprach von „mehreren Tausend“ 
(https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/demonstrationen-gegen-rechtsextremismus-104.html, 05.10.2024). 

7	 Vgl. für den 21. Januar: https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/ticker-demo-afd-rechtsextremimus-leipzig-dresden-100.html 
(25.11.2024), für den 2. Februar: https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/ticker-demo-demokratie-rechtsextremismus-afd-dres-
den-102.html (05.10.2024), für den 25. Februar: https://wir-sind-die-brandmauer-dresden.org/presse/ (05.10.2024). 

8	 Vgl. https://hamburg.klare-kante-gegen-rechts.eu/ (05.10.2024).

9	 Vgl. https://go-vote.de/news/ (05.10.2024) und https://www.uog-ev.de/ (05.10.2024).

10	 Teilnahmezahlen bei großen Demonstrationen beruhen in der Regel immer auf Schätzungen. Neben dem Erfahrungswert, dass bestimmte 
Plätze oder Straßenabschnitte eine bestimmte Anzahl Personen aufnehmen können, werden Luftbildaufnahmen genutzt oder Gesamtzah-
len auf Grundlage von Reihenzählungen hochgerechnet. Bei einer Protestveranstaltung mit mehreren Bestandteilen (Kundgebungen und 
Laufdemonstration) kann die geschätzte Anzahl der Teilnehmer:innen daher erheblich variieren. Das von den Organisator:innen und der 
Polizei in Hamburg genutzte Verfahren ist uns nicht bekannt. Wir selbst haben die Größe der Laufdemonstration in diesem Fall anhand einer 
Reihenzählung geschätzt. 

ven, Gewerkschaften, migrantischen Selbstorganisatio-
nen, Sozialverbänden und vielen anderen gesellschaftli-
chen Akteur:innen.8 Ein weiterer Partner war der Verein 
„Unternehmer ohne Grenzen“, nach eigenen Angaben 
ein Zusammenschluss von rund 2.000 Unternehmer:in-
nen unterschiedlicher Nationalitäten.9 Zur Demonstra-
tion riefen aber auch die „Omas gegen Rechts“, Green-
peace sowie die Ortsverbände von Die Linke, Bündnis 
90/Die Grünen und der SPD auf. So zeigte sich ähnlich 
wie in Dresden eine große Bandbreite an Akteur:innen. 

Die Hamburger Demonstration begann mit einer Kund-
gebung und Musikeinlage am Rödingsmarkt. Sie führ-
te dann um die Binnenalster, ehe der Protest mit einer 
abermals musikalisch begleiteten Kundgebung wieder 
am Rödingsmarkt endete. Nach unserer Schätzung 
waren dabei insgesamt rund 10.000 Teilnehmer:innen 
auf der Straße, die Organisator:innen selbst schätzten 
30.000 Personen und auch die Polizei kam auf immer-
hin 26.000 Protestierende. Die deutliche Abweichung 
zwischen unserer Schätzung und den Zahlen von Polizei 
und Veranstalter:innen lässt sich mit unterschiedlichen 
Schätzmethoden erklären.10 Der Grad der Vorbereitung 
und die Qualität der technischen Ausstattung verrieten, 
dass auch hier protestkundige Organisationen beteiligt 
waren, die aufgrund des hohen Protestzulaufs im Ja-
nuar (geschätzte 180.000 Menschen) vermutlich mehr 
Teilnehmer:innen erwartet hatten. Somit zeigte sich 
auch in Hamburg im Vergleich zum Jahresbeginn ein 
erheblicher Mobilisierungsrückgang. 

https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/dresden/
https://www.rechtsextremismus-stoppen.de/dresden/
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/ticker-demo-afd-rechtsextremimus-leipzig-dresden-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/ticker-demo-demokratie-rechtsextremismus-afd-dresden-102.html
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/ticker-demo-demokratie-rechtsextremismus-afd-dresden-102.html
https://wir-sind-die-brandmauer-dresden.org/presse/
https://hamburg.klare-kante-gegen-rechts.eu/
https://go-vote.de/news/
https://www.uog-ev.de/
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Obwohl unterschiedliche Organisationen zu den De-
monstrationen in Hamburg und in Dresden aufgerufen 
hatten, ähnelte sich die Zusammensetzung der Teilneh-
menden in beiden Städten stark. Im Durchschnitt wa-
ren sie protesterfahren, formal gebildet, politisch links 
orientiert und ordneten sich selbst der Mittelschicht zu. 

In beiden Fällen gaben mehr als die Hälfte ihr Geschlecht 
als weiblich an (55 %). Dies bestätigt den seit geraumer 
Zeit sichtbaren Trend einer wachsenden relativen 
Beteiligung von Frauen bei Klima- und Demokratiean-
liegen (vgl. Daphi et al. 2021). Fast alle Befragten (97 %) 
wurden in Deutschland geboren, wobei rund ein Viertel 
angab, dass mindestens ein Elternteil aus einem ande-
ren Land stamme –  ein Wert, der dem Anteil der Be-
völkerung mit Migrationsbiografie in Deutschland ent-
spricht.11 Im Hinblick auf ihr formales Bildungsniveau 
liegen die Befragten hingegen deutlich über dem Bun-
desdurchschnitt: Rund 56  Prozent haben einen Hoch-
schul- oder Fachhochschulabschluss. Ein weiteres gutes 
Viertel (27 %) gab als höchsten formalen Bildungsab-
schluss Abitur oder Fachabitur an. Niedrigere Bildungs-
abschlüsse waren dagegen kaum vertreten. Diese deutli-
che Überrepräsentation von Protestierenden mit hohem 
Bildungsabschluss zeigte sich bereits Anfang des Jahres 
bei der ersten Protestwelle gegen Rechtsextremismus in 
Süddeutschland (vgl. Bitschnau/Koos 2024) und ist auch 
bei thematisch anderen deutschen und internationalen 
Protesten festzustellen (vgl. van Aelst/Walgrave 2001). 
In Bezug auf ihre soziale Schicht ordneten sich bei 
unserer Befragung etwa 15 Prozent selbst der „unte-
ren Mittelschicht“, ca. die Hälfte der „mittleren Mittel-
schicht“ (49  %) und weitere 28  Prozent der „oberen 
Mittelschicht“ zu. Auf beiden Veranstaltungen gaben 
nur sehr wenige Menschen an, Teil der „Unterschicht“ 
zu sein, in Dresden (6 %) waren sie aber häufiger ver-
treten als in Hamburg (1  %). Dieses überproportional 
hohe Bildungsniveau und die erhöhte Repräsentation 
der Mittelschicht decken sich ebenfalls mit den empiri-
schen Befunden anderer Protestbefragungen (vgl. u. a. 
Daphi et al. 2015, Baumgarten/Rucht 2013). Und auch 
bei Formen politischen Engagements jenseits des Protes-
tes zeigt sich vielerorts eine selektive Partizipation: So ist 
die Mehrheit der jungen Menschen zwischen 16 und 24 
Jahren in Deutschland zwar insofern engagiert, als sie 
etwa Petitionen zeichnet oder ihrerseits an Demonstra-
tionen teilnimmt. Diejenigen mit Haupt- und Realschul-
abschluss sind aber dabei kaum vertreten. Zugleich ist 

11	 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2023/04/PD23_158_125.html (05.10.2024).

12	 Wir gehen davon aus, dass die tatsächlichen Unterschiede noch größer waren, denn an unserer Befragung konnten nur Menschen ab 
einem Alter von 16 Jahren teilnehmen. 

in dieser Gruppe der Anteil derjenigen besonders groß, 
die sich kaum über Politik informieren (vgl. Spöri et al. 
2022). Das heißt: Wesentliche Teile der Gesellschaft wer-
den aktuell von der Politik und ihrer medialen Vermitt-
lung nur bedingt erreicht, wenngleich die Wahlbeteili-
gung in den letzten Jahren wieder steigt. 

Bei der politischen Selbstpositionierung auf der 
Links-Rechts-Skala verorteten sich die Befragten 
in beiden Städten überwiegend im linken politischen 
Spektrum (92  %). Diese Tendenz spiegelt sich auch 
in den Antworten zur Parteienpräferenz und zum 
Wahlverhalten wider: Eine klare Mehrheit hat bei der 
letzten Bundestagswahl Bündnis 90/Die Grünen ge-
wählt (64  %), wohingegen die an zweiter Stelle ge-
nannte Linke auf lediglich 15 Prozent kommt. Die SPD 
wurde in Hamburg von 13 Prozent und in Dresden von 
nur halb so vielen Befragten (6 %) gewählt, während 
auf die in Sachsen dominante CDU in Dresden gerade 
einmal zwei und in Hamburg sogar bloß ein  Prozent 
entfiel.  Sieben Prozent der Befragten durften bei der 
letzten Bundestagswahl noch nicht wählen. Insgesamt 
zeigt sich also, dass vor allem die Wähler:innen von 
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke sowie in geringerem 
Maße die der SPD auf die Straße gegangen sind. Hin-
gegen beteiligten sich nur wenige Wähler:innen von 
CDU und FDP an den Protesten. Wenig überraschend 
gab niemand an, die AfD gewählt zu haben.

Insgesamt protestierten also in beiden Städten ähnliche 
Gruppen. Ein deutlicher Unterschied zeigte sich aller-
dings bei der Altersverteilung: Die Demonstrierenden 
in Dresden waren deutlich jünger als jene in Hamburg: 
Das Medianalter lag in Dresden bei 34 Jahren, in Ham-
burg bei 51 Jahren. Mehr als jede:r vierte Teilnehmende 
in Dresden war jünger als 26  Jahre, in Hamburg da-
gegen nur jede:r zehnte.12 Diese Differenz kann mögli-
cherweise zum Teil dadurch erklärt werden, dass einige 
der in Dresden Befragten angaben, wegen des Musik-
beitrags einer unter Jugendlichen populären Band ge-
kommen zu sein, die Teil des Rahmenprogramms der 
Demonstration war. 

Unabhängig von dieser unterschiedlichen Alterszu-
sammensetzung waren an beiden Demonstrationen 
nur wenige Protestneulinge beteiligt (s. Abb. 1A). 
Die größte Gruppe mit rund 40 Prozent stellten dieje-
nigen, die zumindest schon erste Vorerfahrungen hat-

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2023/04/PD23_158_125.html


Alle Angaben in Prozent. Gesamtwerte beider Befragungen in Hamburg und Dresden. 

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung. 
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ten (1–5 besuchte Protestveranstaltungen); gefolgt von 
33  Prozent, die an sechs bis 20  Protesten teilgenom-
men hatten. Gut jede:r fünfte Teilnehmende hat sich in 
der Vergangenheit sogar an über 20 Demonstrationen 
beteiligt. Darin unterscheiden sich die Befragten deut-
lich von der Vergleichsgruppe, die zu Jahresbeginn an 
den Protesten der ersten Welle teilnahm: Damals war 
ein Drittel der Befragten zum ersten Mal überhaupt auf 
einem Protest gewesen (vgl. Bitschnau/Koos 2024). 

Fast alle Befragten hatten zudem zuvor schon an ande-
ren Protesten gegen Rechtsextremismus teilgenom-
men (91 %, s. Abb. 1B). Konkret gaben 88 Prozent der 
Befragten in Dresden und 93 Prozent in Hamburg an, 
bereits während der ersten Protestwelle auf der Straße 

gewesen zu sein (s. Abb. 2). Hierin sehen wir eine Ver-
stetigung des Engagements: Diejenigen, die sich im 
Sommer erneut an den Protesten beteiligten, sind zum 
Großteil besonders motiviert und bereit, sich vielfältig 
politisch einzubringen. Bei einigen Befragten zeigt sich 
auch eine Kontinuität im Engagement gegen Rechts-
extremismus allgemein: 43  Prozent in Dresden und 
32 Prozent in Hamburg hatten zuvor an mehr als fünf 
weiteren Demonstrationen gegen Rechtsextremismus 
teilgenommen (s. Abb. 1B). 

Neben ihrer Protestteilnahme engagieren sich die Be-
fragten auch in anderen Bereichen: Die meisten De-
monstrierenden haben in der Vergangenheit bereits 
eine Petition oder einen öffentlichen Brief unterzeichnet 

Protesterfahrung

A: An wie vielen Demonstrationen haben Sie 
insgesamt bereits teilgenommen (die heutige 
nicht miteingeschlossen)?

B: Haben Sie zuvor bereits an einer anderen 
Demonstration gegen Rechtsextremismus 
teilgenommen?

Abb. 1



Alle Angaben in Prozent. 

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung
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(81 %) und/oder ein Produkt boykottiert (64 %). Knapp 
die Hälfte der Befragten (47 %) hat zudem in den so-
zialen Medien auf ein politisches Anliegen aufmerksam 
gemacht. Dies sind im Vergleich eher niedrigschwellige 
Formen des Engagements. Relativ selten war dagegen 
die aktive Kontaktaufnahme mit Politiker:innen oder 
Verwaltungsvertreter:innen (12 % in Dresden, 23 % in 
Hamburg). Die Befragten sind zudem stark in zivilge-
sellschaftliche Organisationen eingebunden, so etwa in 
Umweltorganisationen (25 %), Gewerkschaften (22 %) 
und Menschenrechtsorganisationen (15 %). Immerhin 
elf  Prozent gaben an, sich in Parteien zu engagieren. 
Besonders in Hamburg sind die gewerkschaftlichen 
Mitgliedszahlen mit fast einem Drittel (29 %) sehr hoch 
und lassen sich vermutlich durch die Mobilisierungsauf-
rufe des DGB Hamburg erklären.

Haben Sie an einer der Demonstrationen gegen Rechtsextremismus  
zu Beginn dieses Jahres teilgenommen?

 Teilnahme an Demonstrationen der ersten Protestwelle Anfang 2024Abb. 2

Es ist mir wichtig zu zeigen, 
dass es in Sachsen auch 
viele Menschen gibt, die den 
Rechtsruck bemerken und 
dagegen sind. Die Demos 
helfen überdies, den Glauben 
an seine Mitmenschen nicht zu 
verlieren […] 
Teilnehmerin in Dresden, Juni 2024
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Ähnlichkeiten zwischen beiden Befragungsorten zeig-
ten sich auch bei den Fragen nach den Protestmotiven, 
nach der Wirkung der ersten Protestwelle sowie nach 
dem eigenen politischen Engagement. Die Teilnehmen-
den in Hamburg und Dresden unterscheiden sich zwar 
in ihrer Altersverteilung und in Teilen auch in ihrer poli-
tischen Positionierung, kaum aber in diesen Punkten.

In beiden Städten gaben viele Befragte an, dass sich 
durch ihre Teilnahme an den Demonstrationen im Janu-
ar auch ihr politisches Engagement verändert habe 
(s. Abb. 3). Mehr als die Hälfte (53 %) führt seitdem 
häufiger politische Diskussionen. Ein Drittel (33  %) 
engagiert sich stärker bei Protesten als zuvor und fast 
jede:r vierte greift bei beobachteter Diskriminierung 
häufiger ein (23 %). Die Erfahrung der eigenen Protest-

teilnahme hatte somit unmittelbare Auswirkungen auf 
das Verhalten im alltäglichen Umgang sowie auf andere 
Formen gesellschaftlichen Engagements. Diese erhöhte 
Aktivität mündete bis dato aber nur sehr selten in die 
Mitgliedschaft in einer politischen Partei (2 %). Das ist 
ein Befund, der sich unter anderem mit aktuellen Er-
hebungen zum Engagement junger Menschen deckt, 
die deutlich weniger Interesse an einer langfristigen 
Bindung an Parteien oder Gewerkschaften haben und 
stattdessen Vereine oder solche losen Zusammenschlüs-
se bevorzugen, deren Zweck nicht immer explizit poli-
tisch ist (vgl. Spöri et al. 2022). Diese Hinweise auf eine 
Verstetigung des Engagements sind besonders vor dem 
Hintergrund derjenigen Befunde aus der ersten Protest-
welle bemerkenswert (Bitschnau/Koos 2024), die einen 
hohen Anteil an Protestneulingen aufgezeigt hatten. Es 

Alle Angaben in Prozent. Gesamtwerte beider Befragungen in Hamburg und Dresden. Die Rundung der Nachkommastellen der statistischen 
Werte kann dazu führen, dass ihre Summe geringfügig von 100% abweicht. 

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung

Effekte der ersten Protestwelle Anfang 2024Abb. 3

... engagiere ich mich  
stärker bei Protesten.

Seit den Demonstrationen gegen Rechtsextremismus zu Jahresbeginn ... 

... engagiere ich mich in  
einer Initiative oder Organisation.

... engagiere ich mich in  
einer politischen Partei. 

... führe ich häufiger politische  
Diskussionen im Alltag.

... greife ich häufiger ein, wenn ich  
Diskriminierung beobachte.

... engagiere ich mich mehr  
anderweitig. (nicht genauer benannt)
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... die Politik zum Handeln  
zu bewegen?

… ein Zeichen zu setzen?

… Menschen aufzuklären?

… Menschen zu mobilisieren?

... Rechtsextremist*innen und ihre  
Unterstützer*innen umzustimmen?

… mediale Aufmerksamkeit  
zu erzeugen?
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liegt nahe, dass diese erste Welle für viele Menschen 
eine Initialzündung war, sich stärker politisch zu enga-
gieren und in alltäglichen Situationen einzumischen. 

Wann immer medial über den Erfolg der Proteste ge-
gen Rechtsextremismus diskutiert wurde, stand deren 
unmittelbarer Einfluss auf die Umfrageergebnisse be-
stimmter Parteien im Vordergrund. Die Symbolkraft der 
Proteste sowie die damit verbundene Selbstermächti-
gung und -vergewisserung der Teilnehmenden gerieten 
dabei oft aus dem Blick. Beide nachgenannten Effek-
te sind jedoch unter den Befragten in Hamburg und 
Dresden stark ausgeprägt: Etwa drei von vier (77  %) 
gaben an, sich durch ihren Protest als Teil einer grö-
ßeren Bewegung zu fühlen. Die Teilnahme am Protest 

selbst wirkt also als kollektive Selbstermächtigung 
und stärkt gleichzeitig ein demokratisches Wir-Gefühl. 
Zu einem ähnlichen Schluss kommt auch eine Studie 
des rheingold Instituts zu sozialpsychologischen Effek-
ten in der ersten Protestwelle (vgl. Grünewald/Poulakos 
2024). Die Protestierenden schätzen die Wirksamkeit 
ihres Engagements auf andere hingegen als eher be-
grenzt ein und erwarten meist nicht, Menschen mit 
rechtsextremen Einstellungen zu erreichen (s. Abb. 4): 
Nur acht Prozent gehen davon aus, dass ihr Protest An-
dersdenkende umstimmen kann. Immerhin ein Viertel 
glaubt an eine bessere Aufklärung der Menschen durch 
ihren Aktivismus (25 %). Eine Mehrheit nimmt zudem 
an, die Proteste könnten „ein Zeichen setzen“ (87 %), 
Menschen mobilisieren (62 %) und mediale Aufmerk-

Erhoffte WirkungenAbb. 4

Für wie wirksam halten Sie die derzeitigen Demonstrationen  
gegen Rechtsextremismus, um …

Alle Angaben in Prozent. Gesamtwerte beider Befragungen in Hamburg und Dresden. Die Rundung der Nachkommastellen der statistischen 
Werte kann dazu führen, dass ihre Summe geringfügig von 100% abweicht. 

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung
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samkeit erzeugen (83 %). Uneins sind sie sich in der 
Frage, inwieweit die Politik dadurch zum Handeln mo-
tiviert werden kann. Nur etwa ein Drittel erwartet, dass 
die Demonstrationen Politiker:innen beeinflussen kön-
nen (30 %). Dem steht ein Viertel gegenüber, das keine 
oder nur eine geringe Wirkung auf Politiker:innen er-
wartet (24 %). Abweichend von der häufig kolportier-
ten Annahme, die Protestierenden wollten unmittelbar 
Einfluss auf Wahlentscheidungen nehmen, zeichnen 
die Antworten ein verhalteneres Bild: Die Protestieren-
den erwarten primär, dass sie ihre Positionierung gegen 
Rechtsextremismus in den medialen Diskurs einbringen, 
folglich als pro-demokratische Kräfte sichtbar werden 
und auf diesem Weg vor allem diejenigen mobilisieren 
und bestärken, die rechtsextreme Positionen ebenfalls 
nicht unterstützen. Im Zentrum steht also nicht das 
Umstimmen der Gegenseite, sondern das Bemühen 
um mehr Kohäsion nach innen. Gleichzeitig stimmte 
über die Hälfte der Befragten der Aussage zu (51 %), 
man müsse mit Unterstützer:innen extrem rechter Posi-
tionen das Gespräch suchen. Dagegen befürworteten 
nur 27 Prozent eine Strategie der Ausgrenzung. Auch 
wenn die Proteste Momente der Selbstvergewisserung 
sind, zeigt sich bei den Teilnehmenden zugleich also 
eine Offenheit für die Auseinandersetzung mit Men-
schen, die extrem rechte Positionen vertreten. 

Die Einschätzung der Wirksamkeit deckt sich auch mit 
den Motiven. Die Mehrheit der Befragten nannte die 
gleichen Gründe für ihre Protestteilnahme: Alle woll-
ten sie „ein Zeichen setzen“ (100  %), rund 83  Pro-
zent Aufmerksamkeit hervorrufen und immerhin noch 
73 Prozent wollten Menschen mobilisieren. Die Politik 
zum Handeln zu bewegen, setzten sich 63 Prozent zum 
Ziel, wohingegen 40 Prozent angaben, sie wollten Un-
terstützer:innen rechtsextremer Parteien umstimmen. 

Diese Zahlen lassen sich so lesen, dass ihr möglicher 
Einfluss auf Politiker:innen und rechtsextreme Wäh-
ler:innen viele Menschen zwar dazu bringt, an den Pro-
testen teilzunehmen, dass ihr Glaube an einen realen 
Effekt aber gering ist. Hier klaffen der Wunsch und die 
erwartete Wirklichkeit sichtlich auseinander.

Was schließlich die Mobilisierung für den Protest 
anbelangt, gab der Großteil der Befragten an, über so-
ziale Medien (39 %) sowie über Freund:innen (30 %) 
von der Demonstration erfahren zu haben. Vereine und 
Parteien spielten eine etwas geringere Rolle, waren in 
Hamburg aber mehr von Bedeutung (31 %) als in Dres-
den (18 %). Zentral war folglich neben der Mobilisie-
rung durch soziale Medien auch die Peer-to-Peer-Mo-
bilisierung. Insofern ist es nicht weiter verwunderlich, 
dass rund ein Drittel (32 %) der Protestierenden nicht 
allein, sondern zusammen mit Freund:innen an den 
Demonstrationen teilgenommen hat.

Ziel war es, auch noch einmal die Narrative 
[…] ‚Wir sind das Volk‘ durch die gemeinsame 
Anwesenheit vieler anzugreifen.  
So wie es schon am Jahresanfang der Fall war, um 
gleichzeitig auch noch einmal diese Bilder bei den 
Menschen in Erinnerung zu rufen. 
Teilnehmerin in Dresden, Juni 2024
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Der erstarkende Rechtsextremismus in Deutschland gilt 
für die Demonstrierenden als wichtigster Grund, auf 
die Straße zu gehen (vgl. auch Quent/Virchow 2024).13 
Ganze 86  Prozent gaben an, dass sich der politische 
Diskurs in den letzten Jahren nach rechts verschoben 
habe (vgl. auch Zick et al. 2023), wobei in Dresden ein 
etwas höherer Anteil diese Aussage stark bejahte. Wei-
terhin stimmten unter den Teilnehmenden über 80 Pro-
zent der Aussage zu, dass die Gefahr des Rechtsex-
tremismus hierzulande nicht ernst genug genommen 
werde (83 %). Fast alle zeigten sich angesichts dieser 
Situation besorgt (95 %). So erklärte eine Teilnehmerin 
in Hamburg beispielsweise, „das Erstarken der Rechten 
und Rechtsextremisten“ sei „eine der größten Bedro-
hungen unserer Zeit, nicht nur in Deutschland, sondern 

13	 Für Zahlen des Statistischen Bundesamts zum Erstarken von Rechtsextremismus vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/stu-
die/4032/umfrage/rechtsextremismus-und-fremdenfeindlichkeit-in-deutschland/ (05.10.2024).

auch in Europa und weltweit.“ Die leicht höheren Werte 
in Dresden zur Diskursverschiebung weisen darauf hin, 
dass die Menschen dort in ihrem Alltag deutlich stärker 
den Eindruck haben, mit Rechtsextremismus konfron-

Zu Risiken und Neben-
wirkungen, fragen Sie Ihre 
Großeltern oder lesen Sie ein 
Geschichtsbuch. 
Demo-Plakat in Dresden, Juni 2024

Alle Angaben in Prozent. 

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung

Präsenz von Rechtsextremismus am WohnortAbb. 5

Sind in Ihrem eigenen Wohnort rechtsextreme Akteur:innen öffentlich präsent? 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/4032/umfrage/rechtsextremismus-und-fremdenfeindlichkeit-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/4032/umfrage/rechtsextremismus-und-fremdenfeindlichkeit-in-deutschland/


... in Ihrem sozialen Umfeld?

… innerhalb Ihrer Familie?

… innerhalb Ihres Freundes-/ 
Bekanntenkreises?

... auf der Arbeit?

… in der Schule/Universität?

… in Ihrer Initiative/Ihrem Verein?
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20 40 60 80 100

22 Teilnehmende, Motive und Effekte der Proteste gegen Rechtsextremismus im Juni 2024

tiert zu sein (s. Abb. 5): 41 Prozent der Teilnehmenden 
berichteten in Dresden über eine stark wahrnehmbare 
Präsenz rechtsextremer Akteur:innen an ihrem Wohn-
ort, während es in Hamburg lediglich zwei  Prozent 
waren. Diese eklatanten regionalen Unterschiede 
zeigen einerseits, dass es unterschiedliche Handlungs-
notwendigkeiten gibt; andererseits aber auch, dass ne-
ben der persönlich empfundenen Bedrohungslage auch 
andere Motive für eine Mobilisierung greifen. 

Knapp ein Viertel der Befragten gab darüber hinaus 
an, selbst schon einmal Opfer rechtsextremer An-
feindungen geworden zu sein. Dabei lag der Wert in 
Dresden (29 %) mit zehn Prozentpunkten erneut hö-
her als der in Hamburg (19 %). Bei der Frage nach der 
konkreten Ausprägung dieser Anfeindungen wurden 

Rechtsextreme Äußerungen im eigenen UmfeldAbb. 6

Weil es nötig ist. 
Teilnahmemotiv eines Befragten 
in Dresden, Juni 2024

Sind Sie bereits Zeug:in rechtsextremer Äußerungen geworden...
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Beschimpfungen mit 17 Prozent weit häufiger genannt 
als körperliche Gewalterfahrungen, von denen aber 
immerhin noch vier Prozent der Befragten berichteten 
(5 % in Dresden, 2 % in Hamburg). Deutlich mehr Teil-
nehmende behaupteten, schon einmal Rechtsextre-
mismus im eigenen Umfeld erlebt zu haben (s. Abb. 
6): Insgesamt bejahten drei Viertel der Befragten eine 
entsprechende Frage, wobei erneut ein signifikanter 
Unterschied zwischen den beiden untersuchten Städten 
zu beobachten war (82 % in Dresden, 69 % in Ham-
burg). Auf Nachfrage nach dem Lebensbereich wurden 
der Freundes- und Bekanntenkreis, die Familie und die 
Arbeitsstelle am häufigsten genannt (durchschnittlich je 
zwischen 26 und 30 %), seltener dagegen die Schule 

oder Universität (12  %) sowie Initiativen beziehungs-
weise Vereine (6  %). Dies sind somit die Räume, in 
denen die wenigsten Befragten bislang rechtsextreme 
Äußerungen erlebt haben. 

Negative Erfahrungen im gesellschaftlichen Umgang 
und insbesondere die Unterschiede zwischen den Städ-
ten spiegeln sich noch mehr darin wider, wie die Be-
fragten das Miteinander von Menschen deutscher und 
nicht deutscher Herkunft einschätzen. In Dresden be-
werten fast 60 Prozent der Befragten dieses Miteinan-
der in ihrer Region als schlecht oder sehr schlecht, in 
Hamburg nur vier Prozent. 

Rechtsextreme sollen nicht die Chance 
bekommen, sich als ‚unterschätzte Mehrheit‘ 
zu fühlen, denn das sind sie nicht. Wir, die die 
Demokratie und Menschenrechte schätzen, 
sind mehr und das müssen wir – besonders in 
Regionen wie Sachsen – zeigen. 
Teilnehmer in Dresden, Juni 2024



06 	  
Vertrauen in  
Institutionen:  
Wer die Demokratie 
verteidigen soll



Wie zufrieden sind Sie mit der Demokratie, wie sie in Deutschland funktioniert?

Teilweise

Ziemlich

Sehr

Überhaupt nicht

Wenig

Alle Angaben in Prozent.

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung

GESAMT

DRESDEN HAMBURG

25Friedrich-Ebert-Stiftung

Obwohl die Befragten nur teilweise erwarten, dass ihr 
Protest unmittelbar das Handeln von Politiker:innen be-
einflusst, ist ihr Vertrauen sowohl in die Demokratie 
als auch in politische Institutionen sehr hoch. In bei-
den Städten gaben über 90 Prozent an, der Idee der 
Demokratie zuzustimmen. Verschwindend gering sind 
dagegen die Anteile derer, die mit der Idee der Demo-
kratie unzufrieden sind (2 %).

Ebenfalls gefragt hatten wir nach der Zustimmung zur 
Demokratie, wie sie gegenwärtig in Deutschland funk-
tioniert (s. Abb. 7): Rund zwei Drittel (63 %) sind mit 
dieser zufrieden; nur ein kleiner Anteil von fünf Prozent 

unzufrieden. Allerdings fallen hier die Unterschiede 
zwischen den Städten deutlich aus: Während in Dres-
den nur 57 Prozent mit dem Funktionieren der Demo-
kratie zufrieden sind, sind es in Hamburg 68 Prozent. In 

Demokratiezufriedenheit in DeutschlandAbb. 7

Ohne Demokratie 
ist alles nichts. 
Teilnehmerin in Hamburg,  
Juni 2024



Wie sehr glauben Sie an die Fähigkeit der folgenden Akteur:innen,  
das Problem des Rechtsextremismus in den Griff zu bekommen?         

Alle Angaben in Prozent. Gesamtwerte beider Befragungen in Hamburg und Dresden. Die Rundung der Nachkommastellen der statistischen 
Werte kann dazu führen, dass ihre Summe geringfügig von 100% abweicht.

Quelle: Demonstrationsbefragungen FES/ipb Juni 2024, eigene Darstellung
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der Summe decken sich die Befunde aber weitgehend 
mit Daten anderer Protestbefragungen in Deutschland, 
die vergleichsweise hohe Werte der Demokratiezu-
friedenheit unter Demonstrierenden für Anliegen wie 
Klimaschutz und Demokratie dokumentiert haben (vgl. 
Daphi et al. 2021). Die insgesamt hohen Zufrieden-

heitswerte könnten insofern verwundern, als mit der 
Demonstration doch Sorgen um das Anwachsen anti-
demokratischer Kräfte – und damit um das Funktionie-
ren der Demokratie – zum Ausdruck gebracht werden 
sollen. Andererseits kann vor dem Hintergrund der Pro-
testwelle im Sommer 2024 für Demokratie auch dahin-

Allgemein sind die Stimmen von rechts und 
rechtsaußen sehr laut. Daher ist es wichtig, 
gelegentlich ein Signal zu senden, dass diese 
Stimmen nicht die Mehrheit repräsentieren. 
So gesehen als Botschaft an die ‚schweigende‘ 
Zivilgesellschaft sowie an Politiker. 
Teilnehmerin in Dresden, Juni 2024

ProblemlösungskompetenzAbb. 8
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gehend Optimismus bestehen, dass diese Demokratie 
von vielen verteidigt wird und diese Verteidigung mit 
demokratischen Mitteln möglich ist. Im direkten Ver-
gleich liegen die Zustimmungswerte zudem über jenen 
der FES-Studie zum Vertrauen in Krisenzeiten, der zu-
folge im Jahr 2022 nur knapp die Hälfte (48  %) der 
Befragten angaben, mit der Demokratie in Deutschland 
zufrieden zu sein (vgl. Best et al. 2023). Anders gesagt: 
Die Demonstrierenden vertrauen der Demokratie nicht 
nur als Idee, sondern auch in der von ihnen erlebten 
Ausformung deutlich stärker als der Durchschnitt der 
Bevölkerung. 

Auch den politischen Institutionen vertrauen die Teil-
nehmenden überwiegend. Insbesondere der Bundes-
tag genießt unter ihnen mehrheitlich hohes Vertrauen 
(62  %), das deutlich über dem Vertrauen des Bevöl-
kerungsdurchschnitts von knapp einem Drittel liegt 
(29%), wie 2019 von der Bertelsmann Stiftung erho-
ben (vgl. Bertelsmann 2019). Auch dem Bundesverfas-
sungsgericht vertrauen über 80 Prozent der Befragten. 
Der Bundesregierung vertrauen im Vergleich lediglich 
37 Prozent und etwa ein Drittel der Befragten ihrer je-
weiligen Landes- und Stadtregierung. Es zeigt sich also, 
dass der Judikative und Legislative tendenziell mehr 
Vertrauen entgegengebracht wird als der Exekutive. 
Auch den traditionellen Medien wird großes Vertrau-
en entgegengebracht (70 %), was in starkem Kontrast 
zum ausgesprochen niedrigen Vertrauen in die sozialen 
Medien steht (5  %). Obwohl Letztere sowohl für die 
Protestmobilisierung als auch für politisches Engage-
ment wichtig sind (vgl. Abschnitt 4), wird ihre Rolle als 
Informationsquelle mehrheitlich skeptisch gesehen. 

Werden die Teilnehmenden gefragt, wie sie die Fähig-
keit unterschiedlicher Akteur:innen einschätzen, das 
Problem des Rechtsextremismus zu lösen, zeigt sich 
ein etwas anderes Bild (s. Abb 8): Mehr als ein Drittel 
der Befragten glaubt nicht oder kaum an die Problem-
lösungskompetenz von Bundesregierung (36  %) und 
Sicherheitsbehörden (38 %); der Großteil ist in dieser 
Frage unentschlossen. Dabei ist die Skepsis in Dresden 
marginal höher als in Hamburg. Auf der anderen Sei-

te sprechen nur dreizehn Prozent der Bundesregierung 
große oder sehr große Lösungskompetenzen zu. Ana-
log zum erhöhten Vertrauen in die Judikative setzen die 
Befragten auch hier mehr Hoffnung in das Gerichtswe-
sen: Rund 40 Prozent gehen von dessen Lösungskom-
petenz bei der Bedrohung durch Rechtsextremismus 
aus (42 %). Die größte Lösungskompetenz wird aber 
der Zivilgesellschaft (53  %) und dem Bildungssystem 
(51 %) zugesprochen. Etwa die Hälfte der Befragten ist 
der Meinung, dass zivilgesellschaftliche Akteur:innen 
und unsere Bildungsinstitutionen die entscheidende 
Kompetenz für die Bekämpfung des Rechtsextremis-
mus haben.  

Bei der Frage nach Mitteln und Instrumenten ge-
gen Rechtsextremismus unterstützen die Befragten 
ein breites Maßnahmenbündel: Nahezu vollständige 
Zustimmung erhalten die Forderungen nach besserer 
Aufklärung über rechtsextreme Akteur:innen und Stra-
tegien (98 %) und nach Unterstützung für Menschen, 
die von rechter Gewalt bedroht sind (97 %). Die Mehr-
heit der Befragten spricht sich zudem dafür aus, dass 
es in Parlamenten keine Zusammenarbeit mit rechtsex-
tremen Parteien geben darf (93  %) und dass rechts-
extreme Forderungen nicht von anderen Politiker:innen 
übernommen werden sollen (90 %). Einem Ausschluss 
von Rechtsextremen aus dem Staatsdienst stimmten 
93 Prozent zu und nur ein Prozent lehnte eine solche 
Maßnahme ab.

Demokratie ist anstrengend, 
aber das Beste, was uns 
passieren kann. 
Teilnehmer in Hamburg, frei angelehnt 
an einen Spruch auf einem Demo-Plakat,  
Juni 2024
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Vor den Europa- und Kommunalwahlen im Juni 2024 
gingen deutschlandweit über Hunderttausend Men-
schen gegen Rechtsextremismus auf die Straße. Sie 
knüpften damit an die bislang größte Protestserie in 
der Geschichte der Bundesrepublik an, die Anfang des 
Jahres begonnen hatte. Auf Basis repräsentativer Be-
fragungsdaten von Demonstrierenden in Hamburg 
und Dresden erlaubt die vorliegende Studie, erstmals 
einen vergleichenden Blick auf das Profil dieser Proteste 
der zweiten Mobilisierungswelle zu werfen. Auf ihrer 
Grundlage lassen sich folgende Befunde und Perspekti-
ven für eine breite Mobilisierung gegen Rechtsextremis-
mus skizzieren: 

	O Das zivilgesellschaftliche Engagement seit Jahres-
beginn hat maßgeblich dazu beigetragen, dass 
die Gefahren des Rechtsextremismus in der öf-
fentlichen Debatte sichtbarer wurden. Die Protes-
te konnten so erfolgreich die Rolle eines demo-
kratischen Takt- und Impulsgebers einnehmen. 
Die Ergebnisse dieser Studie bestätigen, dass diese 
Sichtbarkeit und die Möglichkeit, ein symbolisches 
Zeichen zu setzen, zentrale Anliegen der Protestie-
renden waren.

	O Auf der anderen Seite hat die Protestwelle auch zu 
einer Belebung zivilgesellschaftlicher Arbeit in 
Deutschland beigetragen. Die von uns untersuch-
ten Kundgebungen in Dresden und Hamburg im 
Juni unterstreichen diese Beobachtung insofern, 
als dort zu Jahresbeginn jeweils neue Strukturen 
und Bündnisse entstanden waren, die auch wäh-
rend der zweiten Protestwelle eine tragende Rol-
le spielten. Dieser Aktivierungsimpuls zeigt sich 
ebenfalls bei den von uns befragten Protestteilneh-
menden. Viele von ihnen berichteten, dass sie sich 
seit Jahresbeginn stärker engagieren, ob durch das 
Unterzeichnen von Petitionen, durch die Teilnahme 
an weiteren Protesten oder durch mehr Zivilcou-
rage bei Diskriminierungen im Alltag. Die Teilneh-
menden fühlten sich durch die Erfahrung des Stra-
ßenprotests in ihrer Selbstwirksamkeit und für 
ihr Engagement gestärkt. Zudem war die Entste-
hung neuer, breiter Bündnisse gegen Rechtsextre-
mismus entscheidend für die Folgemobilisierung im 
Sommer (vgl. auch Fröhlich/Jürgensen 2022). Dies 
unterstreicht, dass Protestteilnahmen als Stimuli 
wirken können, die nicht selten in längerfristigem 
und weiterreichendem zivilgesellschaftlichem, nicht 
aber unbedingt in parteipolitischem Engagement 
münden. 

	O Von den Protestierenden werden weitreichende 
Maßnahmen gegen Rechtsextremismus ge-
fordert. Hier verdeutlichen die sehr hohen Zustim-
mungswerte, dass die Befragten die bisherigen 
Maßnahmen als nicht ausreichend wahrnehmen 
und dass sie ein breites Maßnahmenbündel unter-
stützen: von der Abgrenzung demokratischer Par-
teien gegenüber rechtsextremen Politikangeboten 
bis hin zum konsequenten Ausschluss von Rechts-
extremen aus dem Staatsdienst. Inwiefern diese 
Maßnahmen gesamtgesellschaftlich Mehrheiten 
finden, bleibt eine offene Frage.

	O Die zweite Protestwelle, die zugleich positiv auf die 
liberale Demokratie und das Grundgesetz Bezug 
nahm, verdeutlichte, dass die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe darstellt, für die es einer aktiven Zivil-
gesellschaft bedarf. Nicht primär den Regierungen, 
sondern vor allem zivilgesellschaftlichen Akteur:in-
nen sowie dem Bildungssystem sprechen die Pro-
testierenden Lösungskompetenzen zu. Dass Verei-
ne zugleich die Orte sind, die als sichere Orte ohne 
rechtsextreme Diskriminierungen erlebt werden, 
gibt uns Hinweise darauf, welche Orte unterstützt 
werden sollten. Die Vereine wiederum benötigen 
eine verlässliche und ausreichende Förderstruk-
tur. Nur so können sie erfolgreich die Demokratie 
unterstützende Projekte betreiben und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt stärken – sei es direkt 
durch politische Bildung oder indirekt durch ge-
meinschaftsstiftende Arbeit in Sport- und Kultur-
vereinen. Es ist Aufgabe der Politik, dem angemes-
sen Rechnung zu tragen.

	O Die Ergebnisse aus Dresden als ostdeutscher und 
Hamburg als westdeutscher Stadt weichen meist 
nur gering voneinander ab. Dennoch sehen sich die 
auf der Dresdner Demonstration Befragten deutlich 
stärker mit rechtsextremer Präsenz im Alltag und 
mit Anfeindungen am Wohnort konfrontiert. Ge-
rade Orte, an denen Engagierte ein höheres Risiko 
eingehen, sich zu engagieren oder zu positionieren, 
sollten bei Demokratieförderstrukturen stärker 
berücksichtigt werden. Hier kann auch die Förde-
rung der Vernetzung selbst, regional und überregi-
onal, entscheidend sein, um den lokal Engagierten 
Schutz zu bieten und sie in ihrem Engagement zu 
unterstützen.
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	O Die von uns untersuchten Kundgebungen der 
zweiten Protestwelle hatten deutlich geringere Mo-
bilisierungserfolge als die der ersten Welle  – eine 
Entwicklung, die für Protestwellen des gleichen An-
liegens nicht ungewöhnlich ist. In beiden Städten 
wurden trotz des planbaren Mobilisierungsanlasses 
der Wahlen deutlich weniger Menschen erreicht 
als noch zu Jahresbeginn. Mit Schwankungen im 
Mobilisierungspotenzial sind zwar alle Protestbe-
wegungen konfrontiert. Angesichts der erwartbar 
langfristigen Herausforderung des Rechtsextremis-
mus in Deutschland erscheint es jedoch umso wich-
tiger, belastbare Allianzen zu schmieden. Diese 
können das Thema regelmäßig durch Protest und 
andere Formen des Engagements auf die politische 
Agenda setzen und den erstarkenden rechtsextre-
men Strukturen etwas entgegensetzen. 

	O Medial wurde die Protestserie wiederholt als „Auf-
stand der Mitte“ beschrieben. Unsere Befunde zei-
gen jedoch, dass die zweite Protestwelle zwar einer-
seits von einem breiten Bündnis an Organisationen 
initiiert wurde. Diese Bündnisse mobilisierten aber 
andererseits keinen Querschnitt der Bevölkerung, 
sondern vielmehr ein spezifisches Milieu. Dieses 
verfügt überwiegend über hohe Bildungsabschlüs-
se und ist Parteien des linken politischen Spektrums, 
vor allem der linken Mitte zugeneigt. Auffällig ist, 

dass kaum Wähler:innen von CDU und FDP unter 
den Teilnehmenden vertreten waren, obwohl diver-
se Kreis- und Ortsverbände beider Parteien zu den 
offiziellen Bündnispartner:innen gehörten. Über die 
Gründe hierfür lässt sich nur spekulieren. Es scheint 
aber nicht unwahrscheinlich, dass neben einem ge-
nerellen Fremdeln mit der Ausdrucksform Straßen-
protest auch die Anwesenheit von Akteur:innen 
aus dem Lager der radikalen Linken und die zum 
Teil fehlende Differenzierung zwischen rechts und 
rechtsextrem für Irritationen gesorgt hat.

	O Dieses Muster einer ungleichen Protestteilnahme 
bestimmter Bevölkerungsgruppen fand sich trotz 
der unterschiedlichen politisch-kulturellen Hinter-
gründe beider Orte sowohl in Dresden als auch 
in Hamburg. Als Befund deckt es sich zudem mit 
Erkenntnissen, die während der ersten Mobilisie-
rungswelle in Konstanz, Singen, Radolfzell (vgl. 
Bitschnau/Koos 2024) und Angermünde (vgl. Rucht 
et al. 2024) gewonnen werden konnten. Für Pro-
testorganisationen sowie für bürgerliche Organisati-
onen, die die Kernanliegen der Proteste teilen, stellt 
sich daher perspektivisch die Frage, wie man Men-
schen aus bürgerlichen und konservativen Milieus 
sowie solche mit geringer formaler Bildung besser 
erreicht und eingebunden werden können.



31Friedrich-Ebert-Stiftung

METHODISCHES VORGEHEN UND DATENQUELLEN

Die Auswahl der Kundgebungsorte für diese 
Studie wurde insbesondere von dem Wunsch 
beeinflusst, sowohl eine west- als auch eine 
ostdeutsche Großstadt zu untersuchen. Zu-
dem fanden in beiden Städten parallel zur 
Europawahl auch Kommunalwahlen statt und 
es waren für die Tage vor den Wahlen größe-
re Straßenproteste angekündigt. Unsere Ana-
lyse beruht auf einem Datensatz, der aus der 
Befragung von 534  Personen generiert wur-
de. Von diesen hatten 293 am 7. Juni 2024 in 
Hamburg und 241 am 8. Juni 2024 in Dresden 
demonstriert. Unsere Befragungsteams wähl-
ten die zu befragenden Teilnehmenden nach 
einem Zufallsverfahren aus. Diese erhielten 
einen Flyer mit einem QR-Code, der zu einem 
Online-Fragebogen führte, sowie einen per-
sonalisierten Zugangscode. Insgesamt erhiel-
ten 1.537  Personen einen solchen Flyer. Das 
entsprach in Hamburg etwa acht Prozent und 
in Dresden etwa neun  Prozent der Teilneh-
menden. Rund 30 Prozent der auf diese Wei-
se Angesprochenen füllten den Fragebogen 
aus  –  eine für Demonstrationsbefragungen 
sehr hohe Rücklaufquote. Um die Datenquali-

tät und Repräsentativität unseres Datensatzes 
zu überprüfen, führte unser Team während 
der Demonstrationen zusätzlich 121  Kurz-
interviews durch (60 in Hamburg und 61 in 
Dresden). Die Antworten aus diesen Kurz-
interviews weichen nur in wenigen Fragen 
von denen der Online-Fragebögen ab. Wir 
können also davon ausgehen, dass die von 
uns ausgewerteten Antworten auf die Grund-
gesamtheit aller Teilnehmenden übertragbar 
sind. Der Online-Fragebogen umfasste 51 Fra-
gen, von denen die meisten auf einer Skala 
von eins („stimme sehr zu“) bis fünf („stim-
me überhaupt nicht zu“) beantwortet wer-
den konnten. Zwei entsprach „stimme ziem-
lich zu“, drei „stimme teilweise zu“ und vier 
„stimme wenig zu“. In dieser Studie fassen 
wir die Skaleneinheiten eins und zwei („sehr“ 
und „ziemlich“) als Zustimmung und vier und 
fünf („wenig“ und „überhaupt nicht“) als 
Ablehnung zusammen. Dort, wo wir nicht 
zwischen den Ergebnissen aus Hamburg und 
Dresden differenzieren, nennen wir den Mit-
telwert beider Städte. 
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